
Informationsblätter zum neuen Datenschutzrecht in der ambulanten Versorgung 

 

Dieses Informationsblatt wurde erarbeitet von der Arbeitsgemeinschaft der nordrhein-westfälischen Heilberufskammern (Ärztekammer Nordrhein, 
Ärztekammer Westfalen-Lippe, Apothekerkammer Nordrhein, Apothekerkammer Westfalen-Lippe, Kammer für Psychologische Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten Nordrhein-Westfalen, Tierärztekammer Nordrhein, Tierärztekammer Westfalen-Lippe, Zahnärzte-

kammer Nordrhein sowie Zahnärztekammer Westfalen-Lippe) sowie den Kassenärztlichen Vereinigungen Nordrhein und Westfalen-Lippe unter 
Mitwirkung der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen und gibt den Stand der Meinungsbildung vom 

23.11.2018 wieder.  
 

(*) Als Heilberufler gelten die Mitglieder der vorgenannten Kammern. 

 

Informationspflichten nach der Datenschutz-Grundverordnung 
 
 
I. Inhalt der Informationspflicht 
 
Zur Sicherung der Transparenz für die von der Datenver-
arbeitung Betroffenen sieht die Datenschutzgrundver-
ordnung (DSGVO) umfangreiche Informationspflichten 
für die Verantwortlichen vor, die Gesundheitsdaten 
verarbeiten. 
 
In Artikel 13 DSGVO und ergänzend in § 32 BDSG (Bun-
desdatenschutzgesetz) werden die Anforderungen für 
Verantwortliche, also hier für Heilberufler (*) geregelt, 
wenn die Daten unmittelbar bei der betroffenen Person, 
in der Regel also hier bei der Patientin/bei dem Patien-
ten erhoben werden (Direkterhebung). Artikel 14 DSGVO 
und ergänzend § 33 BDSG regeln die Anforderungen bei 
Erhebung von Daten bei einem Dritten (Dritterhebung). 
 
Sowohl bei der Direkterhebung als auch bei der Dritter-
hebung bestehen grundsätzlich Informationspflichten 
des Heilberuflers gegenüber Patientinnen und Patienten 
zur Angabe von: 
 
• Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie 
ggf. seines Vertreters in  der heilberuflichen Einrichtung, 
• Kontaktdaten des ggf. vorhandenen, vom Heilberufler 
bestellten Datenschutzbeauftragten, 
• Zweck und Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten 
• Empfänger/Kategorien von Empfängern der Patienten-
daten (z.B. Krankenkassen und Verrechnungsstellen), 
• einer ggf. beabsichtigten Übermittlung von Patienten-
daten an einen Empfänger in einem Drittland/ eine 
Internationale Organisation (z. B. Nutzung von Cloud-
Diensten); in diesem Falle ist über die Erfüllung der 
weiteren in Art. 13 Abs. 1 lit. f) DSGVO genannten Vo-
raussetzungen zu informieren.  
 
Zur Verfügung zu stellen sind weiterhin Informationen 
 
• zur Dauer, für die die Patientendaten gespeichert 
werden sollen, (z. B. Aufbewahrungsfristen nach den 
ärztlichen Berufsordnungen (10 Jahre), § 630 lit. f Abs. 3 
Bürgerliches Gesetzbuch - 10 Jahre -, § 28 Abs. 3  
 
 
 
 

 
Röntgenverordnung und § 85 Abs. 3 Strahlenschutzver-
ordnung -30 Jahre-), 
• über datenschutzrechtliche Ansprüche der Patien-
tin/des Patienten (Auskunft, Berichtigung, Löschung, 
Einschränkung der Verarbeitung („Sperrung“), Wider-
spruchsrecht, Datenübertragbarkeit; siehe hierzu die 
näheren Hinweise im Informationsblatt „Auskunftsrech-
te von Patientinnen und Patienten“), 
• das Recht auf Widerruf einer Einwilligung im Hinblick 
auf die weitere Verarbeitung, 
• das Recht der Patientin/des Patienten auf Beschwerde 
bei einer Datenschutzbehörde, 
• zur Quelle, aus der die personenbezogenen Daten 
stammen, 
• zur gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtung des 
Heilberuflers, Patientendaten Dritten bereitzustellen und 
die möglichen Folgen der Nichtbereitstellung. 
 
II. Form der Informationspflicht 
 
Gemäß Artikel 12 Abs. 1 DSGVO sind die Informationen 
in präziser, transparenter, verständlicher und leicht 
zugänglicher Form sowie in klarer und einfacher Sprache 
zu übermitteln. Die Informationen sind schriftlich oder in 
anderer Form, ggf. elektronisch zu übermitteln. Auf 
Verlangen ist die Information auch mündlich möglich. 
Wenn die Information Aussagen enthält, die nicht allge-
meiner Art sind (also alle Patienten und Patientinnen 
gleichermaßen betreffen), sondern sich speziell auf die 
Verarbeitung der Daten der betroffenen Person bezie-
hen,  muss die Auskunft begehrende Person (Patientin/ 
Patient) ihre Identität nachweisen können. Die Informa-
tionen müssen grundsätzlich unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt werden.  
Es wird empfohlen, für Patientinnen und Patienten ein 
Schriftstück vorzubereiten, in denen die geforderten 
Informationen vermittelt werden. Die Überreichung 
dieses Schriftstückes an Patientinnen und Patienten 
sollte aus Beweisgründen in der Patientenakte doku-
mentiert werden (siehe „Informationsblatt für Patientin-
nen/Patienten“).  
 
Die Informationen sind seit dem 25.05.2018 nicht nur 
neuen Patientinnen und Patienten zu erteilen, sondern 
auch Patientinnen und Patienten, die in einem Behand-
lungsverhältnis mit dem Verantwortlichen standen und 
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bei denen neue Daten erhoben werden, z.B. weil sie 
erneut in der heilberuflichen Einrichtung erscheinen. 
Auch für die übrigen Altpatienten und -patientinnen 
empfiehlt es sich aus Gründen der Transparenz, die 
Informationen zur Datenverarbeitung in geeigneter 
Weise (z.B. zum Nachlesen auf der Homepage) bekannt 
zu machen.  
 
Für Patientinnen und Patienten wurde ein Informations-
blatt  zum Datenschutz entwickelt.  Verwiesen wird auch 
auf die Homepage der LDI NRW und die dort abrufbaren 
Informationen (siehe Kurzpapier Nr. 10 der unabhängi-
gen Datenschutzbehörden des Bundes und der Länder: 
„Informationspflichten bei Dritt-und Direkterhebung“). 
 
III. Ausnahmen von der Informationspflicht 
 
Die DSGVO und das BDSG sehen Ausnahmen für die 
Informationspflichten vor. 
 
1) Die Informationspflicht entfällt bei der Direkterhe-
bung, wenn die Patientin oder der Patient bereits über 
die Informationen verfügt (Art. 13 Abs. 4 DSGVO). Bei 
Weiterverarbeitung direkt erhobener Daten zu anderen 
Zwecken entfällt die nach Art. 13 Abs. 3 DSGVO beste-
hende Informationspflicht, wenn die Patientin oder der 
Patient bereits über die Informationen verfügt (Art. 13 
Abs. 4 DS GVO), sowie in den in § 32 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 
BDSG genannten, eng auszulegenden Fallkonstellationen 
der Verarbeitung von Patientendaten (jeweils unter 
Abwägung gegenüber dem Recht der Patientin/des 
Patienten). 
 
2) Die Informationspflicht entfällt bei der Erhebung bei 
Dritten, 
 
• insbesondere, wenn die Patientin oder der Patient 
bereits über die Information verfügt (Art. 14 Abs. 5 lit. a) 
DSGVO; siehe die weiteren Ausnahmen unter lit. b) bis d) 
dieser Vorschrift) 
• wenn durch die Erfüllung Informationen offenbart 
werden, die ihrem Wesen nach insbesondere wegen der 
überwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten 
geheim gehalten werden müssen (§ 29 Abs. 1 Satz 1 
BDSG), 
• wenn die Erteilung der Information die Geltendma-
chung, Ausübung oder Verteidigung zivilrechtlicher 
Ansprüche beeinträchtigen würde oder die Verarbeitung 
Daten aus zivilrechtlichen Verträgen beinhaltet und der 
Verhütung von   Schäden durch Straftaten dient, soweit 
nicht das sorgfältig zu prüfende berechtigte Interesse 
der Patientin/des Patienten an der Informationserteilung 
überwiegt (§ 33 Abs. 1 Nr. 2 lit. a) BDSG), 

• wenn die personenbezogenen Daten gemäß dem 
Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedsstaaten dem 
Berufsgeheimnis, einschließlich einer satzungsmäßigen 
Geheimhaltungspflicht (Schweigepflicht), unterliegen 
und daher vertraulich behandelt werden müssen (Art. 14  
Abs. 5 lit. d) DSGVO). 
 
 
IV. Gesetzliche Regelungen 
 

Auszug aus dem BDSG neu ab dem 25.05.2018 

§ 29 Rechte der betroffenen Person und aufsichtsbe-
hördliche Befugnisse im Fall                                             

von Geheimhaltungspflichten 

 

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person 
gemäß Artikel 14 Absatz 1 bis 4 der Verordnung (EU) 
2016/679 besteht ergänzend zu den in Artikel 14 Absatz 
5 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahmen 
nicht, soweit durch ihre Erfüllung Informationen offen-
bart würden, die ihrem Wesen nach, insbesondere wegen 
der überwiegenden berechtigten Interessen eines Drit-
ten, geheim gehalten werden müssen. Das Recht auf 
Auskunft der betroffenen Person gemäß Artikel 15 der 
Verordnung (EU) 2016/679 besteht nicht, soweit durch 
die Auskunft Informationen offenbart würden, die nach 
einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbeson-
dere wegen der überwiegenden berechtigten Interessen 
eines Dritten, geheim gehalten werden müssen. Die 
Pflicht zur Benachrichtigung gemäß Artikel 34 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 besteht ergänzend zu der in 
Artikel 34 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
nannten Ausnahme nicht, soweit durch die Benachrichti-
gung Informationen offenbart würden, die nach einer 
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere 
wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines 
Dritten, geheim gehalten werden müssen. Abweichend 
von der Ausnahme nach Satz 3 ist 

die betroffene Person nach Artikel 34 der Verordnung 
(EU) 2016/679 zu benachrichtigen, wenn die Interessen 
der betroffenen Person, insbesondere unter Berücksichti-
gung drohender Schäden, gegenüber dem Geheimhal-
tungsinteresse überwiegen. 

 

(2) Werden Daten Dritter im Zuge der Aufnahme oder im 
Rahmen eines Mandatsverhältnisses an einen Berufsge-
heimnisträger übermittelt, so besteht die Pflicht der 
übermittelnden Stelle zur Information der betroffenen 
Person gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
2016/679 nicht, sofern nicht das Interesse der betroffe-
nen Person an der Informationserteilung überwiegt. 
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(3) Gegenüber den in § 203 Absatz 1, 2a und 3 des Straf-
gesetzbuchs genannten Personen oder deren Auf-
tragsverarbeitern bestehen die Untersuchungsbefugnisse 
der Aufsichtsbehörden gemäß Artikel 58 Absatz 1 Buch-
stabe e und f der Verordnung (EU) 2016/679 nicht, so-
weit die Inanspruchnahme der Befugnisse zu einem 
Verstoß gegen die Geheimhaltungspflichten dieser Per-
sonen führen würde. Erlangt eine Aufsichtsbehörde im 
Rahmen einer Untersuchung Kenntnis von Daten, die 
einer Geheimhaltungspflicht im Sinne des Satzes 1 unter-
liegen, gilt die Geheimhaltungspflicht auch für die Auf-
sichtsbehörde. 

 

§ 32 Informationspflicht bei Erhebung von personenbe-
zogenen Daten bei der betroffenen Person 

 

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person 
gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
2016/679 besteht ergänzend zu der in Artikel 13 Absatz 4 
der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahme 
dann nicht, wenn die Erteilung der Information über die 
beabsichtigte Weiterverarbeitung 

 

1. eine Weiterverarbeitung analog gespeicherter Daten 
betrifft, bei der sich der Verantwortliche durch die Wei-
terverarbeitung unmittelbar an die betroffene Person 
wendet, der Zweck mit dem ursprünglichen Erhebungs-
zweck gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 vereinbar 
ist, die Kommunikation mit der betroffenen Person nicht 
in digitaler Form erfolgt und das Interesse der betroffe-
nen Person an der Informationserteilung nach den Um-
ständen des Einzelfalls, insbesondere mit Blick auf den 
Zusammenhang, in dem die Daten erhoben wurden, als 
gering anzusehen ist, 

 

2. im Fall einer öffentlichen Stelle die ordnungsgemäße 
Erfüllung der in der Zuständigkeit des Verantwortlichen 
liegenden Aufgaben im Sinne des Artikels 23 Absatz 1 
Buchstabe a bis e der Verordnung (EU) 2016/679 gefähr-
den würde und die Interessen des Verantwortlichen an 
der Nichterteilung der Information die Interessen der 
betroffenen Person überwiegen, 

 

3. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden 
oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten würde und die Interessen des Verant-
wortlichen an der Nichterteilung der Information die 
Interessen der betroffenen Person überwiegen, 

 

4. die Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
rechtlicher Ansprüche beeinträchtigen würde und die 

Interessen des Verantwortlichen an der Nichterteilung 
der Information die Interessen der betroffenen Person 
überwiegen oder 

 

5. eine vertrauliche Übermittlung von Daten an öffentli-
che Stellen gefährden würde. 

 

(2) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person 
nach Maßgabe des Absatzes 1, ergreift der Verantwortli-
che geeignete Maßnahmen zum Schutz der berechtigten 
Interessen der betroffenen Person, einschließlich der 
Bereitstellung der in Artikel 13 Absatz 1 und 2 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 genannten Informationen für die 
Öffentlichkeit in präziser, transparenter, verständlicher 
und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfa-
chen Sprache. Der Verantwortliche hält schriftlich fest, 
aus welchen Gründen er von einer Information abgese-
hen hat. Die Sätze 1 und 2 finden in den Fällen des Absat-
zes 1 Nummer 4 und 5 keine Anwendung. 

 

(3) Unterbleibt die Benachrichtigung in den Fällen des 
Absatzes 1 wegen eines vorübergehenden Hinderungs-
grundes, kommt der Verantwortliche der Informations-
pflicht unter Berücksichtigung der spezifischen Umstände 
der Verarbeitung innerhalb einer angemessenen Frist 
nach Fortfall des Hinderungsgrundes, spätestens jedoch 
innerhalb von zwei Wochen, nach. 

 

§ 33 Informationspflicht, wenn die personenbezogenen 
Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden 

 

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person 
gemäß Artikel 14 Absatz 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) 
2016/679 besteht ergänzend zu den in Artikel 14 Absatz 
5 der Verordnung (EU) 2016/679 und der in § 29 Absatz 1 
Satz 1 genannten Ausnahme nicht, wenn die Erteilung 
der Information 

1. im Fall einer öffentlichen Stelle 

a) die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständig-
keit des Verantwortlichen liegenden Aufgaben im Sinne 
des Artikels 23 Absatz 1 Buchstabe a bis e der Verord-
nung (EU) 2016/679 gefährden würde oder 

b) die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden 
oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten würde und deswegen das Interesse 
der betroffenen Person an der Informationserteilung 
zurücktreten muss, 

2. im Fall einer nicht öffentlichen Stelle 
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a) die Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
zivilrechtlicher Ansprüche beeinträchtigen würde oder 
die Verarbeitung Daten aus zivilrechtlichen Verträgen 
beinhaltet und der Verhütung von Schäden durch Strafta-
ten dient, sofern nicht das berechtigte Interesse der 
betroffenen Person an der Informationserteilung über-
wiegt, oder 

b) die zuständige öffentliche Stelle gegenüber dem Ver-
antwortlichen festgestellt hat, dass das Bekanntwerden 
der Daten die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ge-
fährden oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines 
Landes Nachteile bereiten würde; im Fall der Datenver-
arbeitung für Zwecke der Strafverfolgung bedarf es 
keiner Feststellung nach dem ersten Halbsatz. 

 

(2) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person 
nach Maßgabe des Absatzes 1, ergreift der Verantwortli-
che geeignete Maßnahmen zum Schutz der berechtigten 
Interessen der betroffenen Person, einschließlich der 
Bereitstellung der in Artikel 14 Absatz 1 und 2 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 genannten Informationen für die 
Öffentlichkeit in präziser, transparenter, verständlicher 
und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfa-
chen Sprache. Der Verantwortliche hält schriftlich fest, 
aus welchen Gründen er von einer Information abgese-
hen hat. 

(3) Bezieht sich die Informationserteilung auf die Über-
mittlung personenbezogener Daten durch öffentliche 
Stellen an Verfassungsschutzbehörden, den Bundesnach-
richtendienst, den Militärischen Abschirmdienst und, 
soweit die Sicherheit des Bundes berührt wird, andere 
Behörden des Bundesministeriums der Verteidigung, ist 
sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zulässig. 

 

Auszug aus der DSGVO ab dem 25.05.2018 

Artikel 13 Informationspflicht bei Erhebung von perso-
nenbezogenen Daten bei der betroffenen Person 

 
(1)   Werden personenbezogene Daten bei der betroffe-
nen Person erhoben, so teilt der Verantwortliche der 
betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser 
Daten Folgendes mit: 
a)  den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortli-

chen sowie gegebenenfalls seines Vertreters; 
b)  gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbe-

auftragten; 
c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten 

verarbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrundlage 
für die Verarbeitung; 

d)  wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchsta-
be f beruht, die berechtigten Interessen, die von dem 
Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden; 

e)  gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von 
Empfängern der personenbezogenen Daten und 

f)  gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die 
personenbezogenen Daten an ein Drittland oder eine 
internationale Organisation zu übermitteln, sowie das 
Vorhandensein oder das Fehlen eines Angemessen-
heitsbeschlusses der Kommission oder im Falle von 
Übermittlungen gemäß Artikel 46 oder Artikel 47 oder 
Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 einen Verweis auf die 
geeigneten oder angemessenen Garantien und die 
Möglichkeit, wie eine Kopie von ihnen zu erhalten ist, 
oder wo sie verfügbar sind. 

 
(2)   Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 
stellt der Verantwortliche der betroffenen Person zum 
Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere 
Informationen zur Verfügung, die notwendig sind, um 
eine faire und transparente Verarbeitung zu gewährleis-
ten: 
a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten ge-

speichert werden oder, falls dies nicht möglich ist, die 
Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

b) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des 
Verantwortlichen über die betreffenden personenbe-
zogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung 
oder auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines 
Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung sowie des 
Rechts auf Datenübertragbarkeit; 

c) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchsta-
be a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a beruht, das 
Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu 
widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der auf-
grund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten 
Verarbeitung berührt wird; 

d) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Auf-
sichtsbehörde; 

e) ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten 
gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder für 
einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die be-
troffene Person verpflichtet ist, die personenbezogenen 
Daten bereitzustellen, und welche mögliche Folgen die 
Nichtbereitstellung hätte und 

f) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfin-
dung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absät-
ze 1 und 4 und — zumindest in diesen Fällen — aussa-
gekräftige Informationen über die involvierte Logik 
sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkun-
gen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene 
Person. 

 
(3)   Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezo-
genen Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbei-
ten als den, für den die personenbezogenen Daten erho-
ben wurden, so stellt er der betroffenen Person vor dieser 
Weiterverarbeitung Informationen über diesen anderen 
Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen 
gemäß Absatz 2 zur Verfügung. 
 
(4)   Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, 
wenn und soweit die betroffene Person bereits über die 
Informationen verfügt. 
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Artikel 14 Informationspflicht, wenn die personenbezo-
genen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben 

wurden 
 
(1)   Werden personenbezogene Daten nicht bei der 
betroffenen Person erhoben, so teilt der Verantwortliche 
der betroffenen Person Folgendes mit: 
a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortli-

chen sowie gegebenenfalls seines Vertreters; 
b) zusätzlich die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftrag-

ten; 
c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten 

verarbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrundlage 
für die Verarbeitung; 

d) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbei-
tet werden; 

e) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von 
Empfängern der personenbezogenen Daten; 

f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die 
personenbezogenen Daten an einen Empfänger in 
einem Drittland oder einer internationalen Organisati-
on zu übermitteln, sowie das Vorhandensein oder das 
Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der Kommis-
sion oder im Falle von Übermittlungen gemäß Arti-
kel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49 Absatz 1 Unter-
absatz 2 einen Verweis auf die geeigneten oder ange-
messenen Garantien und die Möglichkeit, eine Kopie 
von ihnen zu erhalten, oder wo sie verfügbar sind. 

 
(2)   Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 
stellt der Verantwortliche der betroffenen Person die 
folgenden Informationen zur Verfügung, die erforderlich 
sind, um der betroffenen Person gegenüber eine faire 
und transparente Verarbeitung zu gewährleisten: 
a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten ge-

speichert werden oder, falls dies nicht möglich ist, die 
Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

b)  wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchsta-
be f beruht, die berechtigten Interessen, die von dem 
Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden; 

c) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des 
Verantwortlichen über die betreffenden personenbe-
zogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung 
oder auf Einschränkung der Verarbeitung und eines 
Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung sowie des 
Rechts auf Datenübertragbarkeit; 

d)  wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchsta-
be a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a beruht, das 
Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu 
widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der auf-
grund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten 
Verarbeitung berührt wird; 

e) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Auf-
sichtsbehörde; 

f) aus welcher Quelle die personenbezogenen Daten 
stammen und gegebenenfalls ob sie aus öffentlich 
zugänglichen Quellen stammen; 

g) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfin-
dung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absät-
ze 1 und 4 und — zumindest in diesen Fällen — aussa-
gekräftige Informationen über die involvierte Logik 

sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkun-
gen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene 
Person. 

 
(3)   Der Verantwortliche erteilt die Informationen gemäß 
den Absätzen 1 und 2 
a) unter Berücksichtigung der spezifischen Umstände der 

Verarbeitung der personenbezogenen Daten innerhalb 
einer angemessenen Frist nach Erlangung der perso-
nenbezogenen Daten, längstens jedoch innerhalb eines 
Monats, 

b) falls die personenbezogenen Daten zur Kommunikation 
mit der betroffenen Person verwendet werden sollen, 
spätestens zum Zeitpunkt der ersten Mitteilung an sie, 
oder, 

c) falls die Offenlegung an einen anderen Empfänger 
beabsichtigt ist, spätestens zum Zeitpunkt der ersten 
Offenlegung. 

 
(4)   Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezo-
genen Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbei-
ten als den, für den die personenbezogenen Daten er-
langt wurden, so stellt er der betroffenen Person vor 
dieser Weiterverarbeitung Informationen über diesen 
anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informa-
tionen gemäß Absatz 2 zur Verfügung. 
(5)   Die Absätze 1 bis 4 finden keine Anwendung, wenn 
und soweit 
a) die betroffene Person bereits über die Informationen 

verfügt, 
b) die Erteilung dieser Informationen sich als unmöglich 

erweist oder einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern würde; dies gilt insbesondere für die Verar-
beitung für im öffentlichen Interesse liegende Archiv-
zwecke, für wissenschaftliche oder historische For-
schungszwecke oder für statistische Zwecke vorbehalt-
lich der in Artikel 89 Absatz 1 genannten Bedingungen 
und Garantien oder soweit die in Absatz 1 des vorlie-
genden Artikels genannte Pflicht voraussichtlich die 
Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmög-
lich macht oder ernsthaft beeinträchtigt In diesen 
Fällen ergreift der Verantwortliche geeignete Maß-
nahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie 
der berechtigten Interessen der betroffenen Person, 
einschließlich der Bereitstellung dieser Informationen 
für die Öffentlichkeit, 

c) die Erlangung oder Offenlegung durch Rechtsvor-
schriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen 
der Verantwortliche unterliegt und die geeignete 
Maßnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen 
der betroffenen Person vorsehen, ausdrücklich gere-
gelt ist oder 

d) die personenbezogenen Daten gemäß dem Unions-
recht oder dem Recht der Mitgliedstaaten dem Be-
rufsgeheimnis, einschließlich einer satzungsmäßigen 
Geheimhaltungspflicht, unterliegen und daher ver-
traulich behandelt werden müssen. 
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